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Außenpolitik

1 Außenpolitik der VBA

Auch 1999 war die VBA auf dem Ge

biet der „Außenpolitik“ überaus aktiv, 

indem sie 33 Delegationen in „über 50 

Länder“ entsandte, und, in umgekehr

ter Richtung, 89 Delegationen emp

fing.

Darüber hinaus nahm die VBA an 15 

multilateralen und regionalen Foren 

über Sicherheit, Zusammenarbeit und 

gemeinsame Forschung teil. „Die akti

ve militärische Diplomatie trug nicht 

wenig zu Chinas allgemeiner Diploma

tie im Jahre 1999 bei“, heißt es in ei

nem militärischen Kommentar (XNA, 

6.1.00).

Militärdiplomatie fand vor allem ge

genüber Nachbarländern statt. 1999 

kamen beispielsweise die Vertei

digungsminister von Kambodscha, 

Thailand, Laos, Australien, Südkorea 

sowie die Armeechefs aus Bangladesh, 

Pakistan, der Mongolei und Nepal 

nach China.

Umgekehrt reisten hohe chinesische 

Militärs ins Ausland, so z.B. der ZK- 

Militärausschuss-Vorsitzende Zhang 

Wannian nach Russland und Nordko

rea.

Wenn die VBA auch keine eigene 

Außenpolitik gestalten kann, so zeigt 

sie doch in allen sicherheitsrelevanten 

Fragen Präsenz - und fährt da und 

dort auch die Ellenbogen aus, wenn 

es gilt, „ureigenste“ Angelegenheiten 

in diesem Bereich zu vertreten.

Drei Aktivitäten sind hauptsächlich 

zu erwähnen, nämlich die Delegatio

nendiplomatie, die 1999 allerdings, im 

Vergleich etwa zu 1997, bescheidener 

ausgefallen ist: Damals waren rund 

100 VBA-Delegationen in 70 Länder 

gereist und, in umgekehrter Richtung, 

über 150 Delegationen aus 67 Ländern 

nach China gekommen.

Zweitens betreibt die VBA in 

schwungvollem Stil Außenwirtschafts

politik und beteiligt sich u.a. auch am 

internationalen Waffenhandel, wobei 

vor allem die USA immer wieder auf 

den „unsensiblen Umgang“ mit hoch

sensiblen Waffen, wie Raketen, Nukle

artechnologie und Hightech-Produkte, 

an Länder hinweisen, denen aus west

licher Sicht nicht zu trauen sei, ange

fangen von Libyen und Syrien bis hin 

zum Irak und zum Iran.

Drittens versucht die VBA vor al

lem bei sicherheitsrelevanten Abspra

chen stets ein Wort mitzureden. So 

beteiligte sie sich beispielsweise in 

den strategisch bedeutsamen Grenz

verhandlungen Chinas mit Russland, 

Kasachstan, Kirgistan und Tadschi

kistan und arbeitete dabei am Ent

wurf zweier Epoche machender Do

kumente mit, nämlich am „Abkom

men über Vertrauensbildung in militä

rischen Bereichen entlang der Grenz

gebiete“ (unterzeichnet im April 1996) 

und am „Abkommen über den ge

genseitigen Abbau militärischer Kräf

te entlang der Grenzgebiete“ (April 

1997) (weitere Einzelheiten zu diesem 

Komplex in C.a., 1998/9, S.919-924).

Allgemeine Diplomatie, vertreten 

durch das Außenministerium, und 

Militärdiplomatie laufen selten fried

lich nebeneinander her. Häufig kommt 

es zu Konflikten zwischen beiden Bü

rokratien, vor allem in der Vietnam-, 

der Korea- oder der Taiwanpolitik, 

-we-

2 Eine „Jiang Zemin-Theorie“ 

im Werden?

Das „Mao Zedong-Denken“ {Mao Ze

dong sixiang) und die „Deng-Theorie“ 

{Deng Xiaoping lilun) könnten auf 

längere Sicht durch eine Jiang Ze- 

min lilun ergänzt werden. Nicht we

nige Anzeichen sprechen dafür, dass 

Jiang Zemin gerne zum Vordenker der 

„Dritten Führungsgeneration“ werden 

möchte.

Aus verstreuten Äußerungen, die von 

Parteitags- und NVK-Reden bis hin 

zu Äußerungen gegenüber ausländi

schen Besuchern reichen, lassen sich 

schon jetzt Grundzüge für eine künf

tige „Jiang-Theorie“ ableiten:

- Wirtschaft: Während Deng Xiao

ping hier vor allem auf das Tempo 

des Wirtschaftswachstums gedrückt, 

damit freilich auch eine wachsende Po

larisierung zwischen Reich und Arm, 

zwischen Küste und Hinterland sowie 

zwischen Stadt und Dorf in Kauf ge

nommen hatte, von der zunehmenden 

Korruption und vom Nachlassen des 

Marxismus gar nicht zu reden, scheint 

Jiang mehr auf Stabilität zu setzen 

und dafür notfalls auch eine Verlang

samung des Wirtschaftswachstums in 

Kauf zu nehmen.

- Politik gegenüber den Staatsbe

trieben: Während Deng Xiaoping die 

Staatsbetriebe, allen Verlusten zum 

Trotz, doch nach wie vor für unantast

bar hielt, hat sich unter Jiang Zemin, 

vor allem seit dem XV. Parteitag im 

Jahre 1997, die Überzeugung durch

gesetzt, dass die Staatsunternehmen 

sich, wo immer möglich, in Kapitalge

sellschaften umwandeln sollten; auch 

sollten Partei und Staat nicht unbe

dingt überall ihren Einfluss auf Betrie

be auszuüben versuchen.

- Wissenschaft und Technologie: Für 

Deng Xiaoping waren „Wissenschaft 

und Technologie die Hauptkräfte der 

Produktivität“ in China. Jiang Zemin 

geht noch ein Stück weiter und möch

te „die Nation durch Wissenschaft und 

Technologie neu beleben“. Vor allem 

die Erziehung soll dem technologi

schen Fortschritt noch besser ange

passt werden. Bemerkenswerterweise 

hat sich die Zahl der Hochschulstu

denten seit dem Antritt Jiang Zemins 

als ZK-Generalsekretär im Juni 1989 

um mindestens 30% erhöht. Darüber 
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hinaus sind die Gehälter und die Ar

beitsbedingungen des wissenschaftli

chen Personals verbessert worden.

Außenpolitik: Jiang Zemin ist 

weitaus häufiger als Deng Xiaoping 

auf Auslandsreisen gegangen. Außen

politik spielt deshalb auch in seinem 

Denken eine größere Rolle - und er 

ist, was die Stellung Chinas im in

ternationalen System anbelangt, ehr

geiziger als Deng Xiaoping: Während 

Dengs Leitmotiv die Vermeidung einer 

Konfrontation mit den USA war, ist 

Jiang zu höherem Risiko bereit - ei

ne Entschlossenheit, die sich vor allem 

in der chinesischen Kosovo-Politik ge

zeigt hat, in deren Rahmenwerk Chi

na nicht nur seine Zustimmung zu 

einer UNO-Intervention verweigerte, 

sondern gleichzeitig ein Bündnis, vor 

allem mit Russland herstellte, um ver

stärkt Anti-NATO-Politik betreiben 

zu können.

In seiner Eigenschaft als Vorsitzender 

des ZK-Militärausschusses (seit No

vember 1989) hat Jiang dafür Sorge 

getragen, dass die VBA von einer rei

nen Verteidigungslinie auf eine Stra

tegie umgeschwenkt ist, die zumin

dest auf „begrenzte Offensive“ hinaus

läuft. Ganz auf dieser Linie befürwor

tet Jiang eine Ausrüstung der VBA 

mit erstklassiger Bewaffnung.

Voller Stolz weist die chinesische „Ver

teidigungsindustrie“ in diesem Zusam

menhang darauf hin, dass sie 1999, al

so anlässlich des 50. Jahrestags der 

VRCh, nicht nur neue Panzer- und 

Raketentypen, sondern auch das un

bemannte Raumschiff Shenzhou so

wie zahlreiche neue Schiffseinheiten in 

Dienst gestellt habe (FBIS - CHI, 

2.1.00). Groß herausgestellt wurde 

auch ein Zusammentreffen Jiangs mit 

dem Vater der chinesischen Atombom

be, Qian Xuesen, am 8. Dezember 

(FBIS - CHI, 31.12.99).

Mit Stolz hob Jiang ferner die Aus

bildung von Astronauten (nach Ming- 

bao, in SWB, 15.12.99) und den wei

teren Abschuss von Satelliten (PTI, in 

SWB, 26.1.00) hervor.

Kurz vor der Jahrtausend wende gab 

Jiang die Parole aus: „Rüstet euch so 

weit, dass ihr fähig zum Sieg seid [...] 

und dass ihr das neue Jahrtausend in 

neuer Stärke betreten könnt“ (Jiefang- 

junbao, 29.12.99).

- Was freilich die Taiwanpolitik an

belangt, so hat sich gegenüber den 

Vorstellungen Dengs von „einem Chi

na mit zwei verschiedenen Systemen“ 

wenig geändert. Jiang kann es im in

nenpolitisch gespaltenen China wohl 

auch nicht wagen, den Taiwanesen at

traktivere Angebote zu machen, als es 

bereits unter Deng Xiaoping gesche

hen ist, der ja bekanntlich einem mit 

China wiedervereinigten Taiwan nicht 

nur (wie schon bei Hongkong und Ma

cao geschehen) ein eigenes wirtschaft

liches und kulturelles System zuge

stehen wollte, sondern darüber hin

aus auch noch eine eigene bewaffnete 

Streitmacht, -we-

3 Die zehn wichtigsten Ereig

nisse des Jahres 1999 im 

außen- und sicherheitspoliti

schen Bereich

(7) 22. Juli: Verbot der Falungong.

(8) 9. Juli: Taiwans Präsident Li 

Denghui stellt fest, dass es sich 

bei den Beziehungen zwischen 

beiden Seiten der Taiwan-Straße 

um „Staat/Staat“ oder zumin

dest um „besondere zwischen

staatliche Beziehungen“ hande

le - eine „Provokation“, die von 

der VBA militärisch beantwortet 

worden sei.

(9) 19.-22. September: 4. Plenum des 

XV. ZK nimmt eine Resolution 

über beschleunigte Reformen der 

Staatsbetriebe an.

(10) Am 1. Mai begann in Kun

ming die „Internationale Garten

ausstellung“, an der 90 interna

tionale Organisationen teilnah

men. -we-

4 WTO-Beitritt rückt näher.

Vorteile und Nachteile der 

Mitgliedschaft

Nach Wichtigkeit zählt XNA 

(XNA, 22.12.99) folgende zehn Top- 

Ereignisse auf:

(1) Großparade und militärische 

Waffenschau der VBA bei der 

Tiananmen-Feier anlässlich des 

50. Gründungstags der VR Chi

na am 1. Oktober. Hier seien die 

militärischen Errungenschaften 

der kollektiven Führung aus drei 

Generationen zur Schau gestellt 

worden.

(2) Am 15. März verabschiedete der

2. Kongress des IX. NVK Novel

lierungsbestimmungen zur Ver

fassung von 1982, die vor al

lem für eine „Einfügung der Deng 

Xiaoping-Theorie“ in die Verfas

sung sorgten.

(3) 20. Dezember: Heimkehr von 

Macao ins Mutterland.

(4) Chinas erstes Raumschiff starte

te am 20. November und kehrte 

nach 21 Stunden Raumflug wie

der zur Erde zurück. Damit sei 

ein erster Schritt zur bemannten 

Raumfahrt getan worden.

(5) China und die USA unterzeich

nen ein bilaterales Handelsab

kommen, das - nach 13 Jahren 

Verhandlungen - den Weg der 

VRCh in die WTO ebnete.

(6) 8. Mai: Zerstörung der chinesi

schen Botschaft in Belgrad durch 

NATO-Raketen.

Nachdem die VR China - und zwar 

nach immerhin 13 Jahren Verhand

lungen - mit den USA Mitte Novem

ber 1999 ein Handelsabkommen hat

te erzielen können, das Chancen auf 

einen Eintritt Chinas in die WTO 

eröffnete, wurden nun, Mitte Janu

ar 2000, die Verhandlungen mit der 

größten Handelsmacht der Welt, der 

EU, begonnen. Da die Aussichten hier 

positiv sind, rückt der WTO-Beitritt 

der VRCh immer näher. Kein Wun

der, dass sich die VRCh nun zuneh

mend auch Gedanken über Vor- und 

Nachteile macht. In einem Beitrag der 

Zhongguo Tongxunshe aus Hongkong 

vom 12. Januar werden folgende acht 

Vor- und vier Nachteile aufgezählt 

(SWB, 14.1.00). Die Vorteile:

(1) China profitiert von der interna

tionalen Arbeitsteilung.

(2) China kann innerhalb der „wirt

schaftlichen UNO“ seine ökono

mischen Interessen stärker zur 

Geltung bringen.

(3) Aufgrund der WTO-Regeln kann 

China seine wirtschaftlichen 

Strukturreformen effizienter vor

anbringen.

(4) China erhält einen ständigen 

Meistbegünstigungsstatus.

(5) Das Umfeld für Investitionen 

wird standardisiert - und da

durch auch attraktiver für aus

ländische Anleger.
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(6) Durch die wachsende Konkur

renz werden die chinesischen Un

ternehmen gezwungen, mehr zu 

investieren und ihr Management 

zu verbessern.

(7) Chinas BIP wird im Gefolge des 

WTO-Beitrags zwischen 2% und 

4% ansteigen.

(8) Durch den WTO-Beitritt ent

stehen außerdem schätzungswei

se 10 Mio. Arbeitsplätze.

Und die Nachteile?

(1) Da ist zunächst die Verringerung 

der makroökonomischen Steuer

möglichkeiten durch die chinesi

sche Regierung.

(2) Da ausländische Produkte stär

ker in den chinesischen Markt 

eindringen, werden die nicht 

wettbewerbsfähigen Hersteller 

wahrscheinlich Rückschläge hin

nehmen müssen, nicht zuletzt 

auch die chinesische Landwirt

schaft.

(3) Aufgrund des geistigen Eigen

tums ausländischer Unterneh

men steigen die Patentausgaben 

für chinesische Betriebe.

(4) Erheblicher Wettbewerbsdruck 

von Seiten des Auslands wird 

dafür sorgen, dass chinesische 

Konkurrenten in der VRCh so 

manche Position räumen müs

sen.

Alles in allem fielen die Vorteile jedoch 

stärker ins Gewicht als die Nachteile.

Die Hauptsorge der westlichen Länder 

besteht darin, dass China sich wahr

scheinlich nur schwer dazu durchrin

gen kann, sich von seiner protektionis

tischen Vergangenheit zu verabschie

den. -we-

5 Multipolarisierung: eine Kon

kretisierung des Konzepts

In ihrer Ausgabe vom 16.12.1999 

(S.7) brachte die RMRB ein Interview 

mit dem Vorsitzenden der „Abteilung 

für Internationale Strategie“ innerhalb 

der „Chinesischen Akademie für Sozi

alwissenschaften“, Shen Jiru.

Shen legte dort seine - auch von der 

chinesischen Regierung geteilte - Mei

nung über drei Fragen, nämlich über 

„Pole“ und „potenzielle Pole“, über die 

langsame Entstehung einer multipola

ren Welt und über Eigenschaften so

wie Folgen von Multipolarität ab.

1. „Pole“ und „potenzielle Pole“

Unter „Polen“ (j?) sind Machtzentren 

zu verstehen, die weltweit einen relativ 

starken Einfluss auf die Bereiche Wirt

schaft, Politik, Militärwesen, Wissen

schaft und Kultur ausüben.

Allgemein gesprochen kann man ge

genwärtig fünf solche Pole (USA, 

Russland, EU, Japan und China) 

unterscheiden, die Ende 1999 mit 

73,5% am weltweiten BIP beteiligt 

waren, die außerdem die stärksten 

militärischen Streitkräfte unterhiel

ten, im wissenschaftlich-technischen 

Bereich führend waren und die zu 

den Ständigen Mitgliedern des UNO- 

Sicherheitsrats gehörten.

Unter den fünf Polen gab es aller

dings nur einen einzigen „vollkomme

nen Pol“, nämlich die USA, so dass 

die gegenwärtige Konstellation zutref

fender vielleicht mit der Formel „eine 

Supermacht und mehrere Großmäch

te“ beschrieben werden könnte.

Bereiche wie Brasilien (in Südame

rika), die ASEAN (in Südostasien), 

Südafrika (innerhalb der Südafri

kanischen Entwicklungsgemeinschaft) 

oder Indien (in Südasien) sind an

gesichts wirtschaftlicher Probleme ge

genwärtig eher „mögliche Pole“, deren 

Stärke im 21. Jahrhundert zunehmen, 

freilich auch wieder abnehmen kön

nen.

Soweit die Begriffe.

2. Entstehungsprozesse

Seit dem 16. Jahrhundert hat es im

mer wieder Hegemonialmächte gege

ben, die einander allerdings schnell ab

gelöst haben, angefangen von Portu

gal über Spanien und die Niederlande 

bis hin zu Großbritannien und schließ

lich den USA, wobei die USA die erste 

wirklich globale Supermacht sind.

Die Geschichte habe bewiesen, dass es 

keine ewige Hegemonie gebe, sondern 

dass hier ein ständiger Stafettenwech

sel stattfinde, wobei bisher allerdings 

immer Kriege den entscheidenden An

stoß gegeben haben - also blutige Er

eignisse, wie sie unter den Bedingun

gen des 21. Jahrhunderts keinesfalls 

mehr stattfinden sollten.

Die Meinung, dass angesichts der ge

genwärtigen Stärke der USA eher von 

einer monopolaren als von einer multi

polaren Welt gesprochen sein müsste, 

sei abwegig. Denn erstens gibt es im

mer noch viele Mächte, die dem Aus

dehnungsbestreben der USA bewusst 

entgegen wirken (dazu gehört u.a. die 

VR China), und zweitens nehme die 

Vorrangstellung der USA in dem Aus

maße ab, als andere Länder und Al

lianzen an Stärke gewinnen. Rechne 

man den Anteil der USA am weltwei

ten BIP auf das ganze 20. Jahrhundert 

um, so habe er bei 30% gelegen, sei 

aber schon 1998 auf 27,4% zurückge

gangen und falle bis zum Jahre 2020 

auf voraussichtlich 10-15% ab.

Auch der US-Dollar, der die Basis 

für die Hegemonie der USA abgebe, 

erhalte neue Konkurrenz, sei es nun 

durch den Euro, dessen Anteil bis 2020 

schon bei 40% der Devisenreserven 

und -abrechnungen liegen dürfte, oder 

sei es durch andere Währungen wie 

z.B. dem RMB Yuan.

Darüber hinaus gehe der Wert des US- 

Dollar auch wegen der riesigen passi

ven Handelsbilanz der USA zurück - 

eine Last, die für 1999 auf rund 300 

Milliarden US$ geschätzt werden kön

ne.

Nicht nur beim BIP und in der Devi

senkonkurrenz, sondern auch beim po

litischen Einfluss nehme die Macht der 

USA unaufhaltsam ab, sei es nun, dass 

die anderen Pole an Einfluss hinzuge

winnen, oder sei es, dass die UNO am 

Ende doch noch jenen Stellenwert er

hält, der ihr aufgrund ihrer globalen 

R.o’1? zukommt.

Allerdings handele es sich hier um 

einen längerfristigen Prozess, der von 

Ereignissen, wie z.B. dem Eingriff der 

NATO in das Kosovo-Geschehen, im

mer wieder ein Stück zurückgeworfen 

wurde. Gleichwohl sei der Trend zur 

Multipolarisierung unaufhaltsam.

3. Was sind die Eigenschaften einer 

„multipolaren Welt“?

Zunächst einmal sei die multipolare 

Welt ein Kosmos, in dem es keine He

gemonie mehr gebe, und die als sol

che übrigens auch für die USA von 

Vorteil sei, da der Kampf um die 

Welthegemonie hohe Kosten verursa

che (man denke an die jahrzehntelan

ge Dauerrivalität zwischen den beiden 

Supermächten USA und UdSSR) und 

da ein Nachlassen dieser Rivalität so

gleich hohe „Friedensdividenden“ ab
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werfe, wie die jüngste Entwicklung der 

US-Wirtschaft zeige.

Zweitens besitze die multipolare Welt 

eine „demokratische Struktur“, weil al

le Länder, gleichgültig ob groß oder 

klein, stark oder schwach, das Recht 

hätten, sich an den internationalen 

Angelegenheiten zu beteiligen (über 

die Tatsache, dass „Pol“-Länder et

was „gleicher“ sein könnten als andere, 

scheint sich Shen keine weiteren Ge

danken zu machen!).

Drittens müssten zu den Eigenschaf

ten einer multipolaren Welt auch noch 

(a) die Anerkennung von Vielfältigkeit 

der internationalen Gemeinschaft, fer

ner (b) der Wunsch nach Suche und 

Herstellung gemeinsamer Interessen, 

(c) die Anwendung der Fünf Prinzipi

en der friedlichen Koexistenz und (d) 

die Beendigung des Rüstungswettlaufs 

gerechnet werden.

An „gemeinsamen Interessen“, deren 

globale Befolgung auch gegenseitiges 

Vertrauen herstellen könnte, fehle es 

ganz gewiss nicht - man denke an das 

Ringen um eine saubere Umwelt, an 

den Kampf gegen Drogenhandel so

wie gegen internationalen Terrorismus 

und an Fragen der Nord/Süd- sowie 

der Süd/Süd-Zusammenarbeit.

Nicht zufällig hat die RMRB dieses In

terview am Jahresende 1999 veröffent

licht. Sie wollte mit dieser Publikati

on - als amtliches Organ der KPCh 

- offensichtlich den Wunsch zum Aus

druck bringen, dass sich diese chine

sischen Visionen von einer duojihua 

(„Multipolarisierung“) im 21. Jahr

hundert zur Realität verdichten.

Gleich zu Jahresbeginn auch gab der 

Verlag „Weltwissen“ einen „Grundriss 

für das Studium des Deng Xiaoping- 

Denkens über Außenpolitik“ heraus - 

ein Buch, das von Jiang Zemin per

sönlich signiert wurde und das in fünf 

Abschnitten Dengs Vorstellungen zur 

Außenpolitik der VR China umreißt, 

-we-

6 Unterstützung für deutsche

IWF-Kandidatur

Am 24./25. Januar besuchte Bundes

finanzminister Hans Eichel, und zwar 

im Anschluss an ein Treffen der G7- 

Länder in Tokio, auch die VR China.

Dabei warb er für die Zustimmung 

Chinas zur Kandidatur des deutschen 

Finanz-Staatssekretärs Caio Koch- 

Weser für den Posten des Generaldi

rektors der IWF, der zuletzt 13 Jahre 

lang von dem Franzosen Michel Cam- 

dessus wahrgenommen worden war.

Gegen den deutschen Kandidaten hat

te es bis dahin Vorbehalte vor allem 

aus den USA und aus Frankreich ge

geben.

Die VR China sagte ihre Unterstüt

zung für die Kandidatur Koch-Wesers 

zu, wobei entsprechende Erklärungen 

von Ministerpräsident Zhu Rongji und 

vom Notenbankchef der VR China ab

gegeben wurden, -we-

7 Schwierigkeiten mit vier ver

schiedenen tibetischen Lamas 

— und mit Indien

Was China in den nunmehr fast 50 

Jahren seit seiner „Rückkehr nach Ti

bet“ auch immer unternommen hat, 

bis heute konnte es nicht die Aner

kennung - und die Herzen - der ti

betischen Bevölkerung gewinnen, zu

mal der „kulturelle Genozid“, wie er 

vor allem in den 10 Jahren der Kul

turrevolution begangen worden war, 

durch keine der Wiedergutmachungs

und Wiederaufbauleistungen als „ab

gegolten“ gilt.

Einer der Hauptgründe für die Ableh

nung der VR China durch den Durch

schnittstibeter besteht darin, dass die 

VRCh-Führung immer wieder ver

sucht hat, das religiöse Leben „auf 

dem Dach der Erde“ zu beeinflussen, 

sei es, dass sie das Leben der Klös

ter überwachen lässt, oder sei es, dass 

sie Lamas der eigenen Wahl einset

zen lässt - von den Übergriffen ge

gen demonstrierende Mönche, wie sie 

beispielsweise im Frühjahr 1989, kurz 

vor dem Tiananmen-Massaker, statt

fanden, ganz zu schweigen.

In Verlegenheit gebracht wird die Bei

jinger Führung auch immer wieder da

durch, dass es nicht nur einen oder 

zwei, sondern Hunderte von Mönchs- 

königen in Tibet gibt, die bis zum Be

ginn der Besetzung durch China nicht 

nur religiöse, sondern auch wirtschaft

liche Macht ausgeübt hatten, und de

ren Nachfolger jeweils als Inkarnatio

nen „wiederentdeckt“ worden waren.

Die beiden mächtigsten Lamas im al

ten Tibet waren der Dalai Lama, eine 

Reinkarnation des Bodhisattva Ava- 

lokiteshvara, der im weltberühmten 

Potala-Palast in Lhasa residierte, so

wie der Pantschen Lama, eine Rein

karnation des Buddha Amitabha, der 

im Kloster Tashilumpo (im rund 300 

km westlich von Lhasa gelegenen Shi- 

gatse) zu Hause war.

Mit beiden Mönchskönigen hatte Bei

jing in den vergangenen Jahren bereits 

seine liebe Not gehabt: Der Dalai La

ma beispielsweise war 1959 nach Indi

en geflohen und lebt dort im gebirgi

gen Dharamsala, von wo aus er häu

fig durch die Welt reist und geschickte 

Invektiven gegen die Besetzung seiner 

Heimat durch die VR China vorträgt. 

Mit keinem anderen Mönchskönig hat 

Beijing mehr Schwierigkeiten als mit 

dem Dalai Lama, der den Chinesen al

lerdings insoweit entgegenkommt, als 

er (als Voraussetzung für seine Rück

kehr) eine echte Autonomisierung Ti

bets fordert, wie sie ja in der chine

sischen Verfassung von 1982 offiziell 

festgeschrieben sei!

Ärger auch mit dem Pantschen La

ma, der zwar, anders als der Dalai 

Lama, nicht aus dem Lande geflohen 

war, um dessen Reinkarnation es al

lerdings zu weltweit beachteten Strei

tigkeiten zwischen der Beijinger Re

gierung und der tibetischen Exilregie

rung in Dharamsala gekommen ist: 

Bekanntlich war der 10. Pantschen La

ma 1989 verstorben, woraufhin beide 

Seiten, Beijing und Dharamsala, die 

Suche nach der Reinkarnation einge

leitet - und am Ende zwei verschiede

ne Wiedergeburten gefunden hatten. 

Da die Reinkarnation bestätigt wer

den muss und da es bei einer solchen 

Bestätigung keineswegs nur um ein re

ligiöses, sondern - angesichts der cäsa- 

ropapistischen Tradition Tibets - um 

ein höchst säkulares Legitimationsan

liegen geht, war Beijing fest entschlos

sen, seinen eigenen Kandidaten durch

zusetzen, koste es, was es wolle, wobei 

die Ziehung eines Loses aus der „Gol

denen Urne“ zum Zentralereignis erho

ben wurde, und zwar am 29. Novem

ber 1995 (Einzelheiten dazu in: C.a., 

1997/1, S.24-27).

Auch das neue Jahr 2000 begann mit 

Peinlichkeiten um einen Mönchskönig, 

die abermals weltweit Aufsehen erreg
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ten, nämlich mit der Flucht des 14- 

jährigen Karmapa Lama nach Indien.

Der Karmapa Lama hatte seinen Sitz 

im Kloster Tsurphu, rund 60 km nörd

lich von Lhasa, am 28. Dezember 1999 

heimlich verlassen und war am 5. Ja

nuar 2000 in Dharamsala angekom

men.

Das Fluchtereignis war für Beijing vor 

allem aus zwei Gründen besonders un

angenehm: Einerseits nämlich hatte 

die VR China selbst die Ernennung 

des Knaben im Jahre 1992 zum 17. 

Karmapa betrieben, und andererseits 

war der kindliche Mönchskönig ausge

rechnet zum Dalai Lama (nach Dha

ramsala) geflohen, d.h. dem Hauptver

treter jener „Gelbmützen“ (Gelugpa), 

denen die Karmapa-Kagyupa, d.h. die 

„Schwarzmützen“, seit Jahrhunderten 

feindlich gesonnen waren. Die Kar

mapa war noch im 17. Jahrhundert 

die politisch mächtigste Gruppe unter 

den konkurrierenden Mönchsgruppen 

gewesen, bis sie dann von der Gelugpa- 

Schule des Dalai Lama in dieser Rolle 

abgelöst wurden.

Der 17. Karmapa war die erste füh

rende „Tulku“ (Wiedergeburt), die of

fiziell von der VRCh-Regierung aner

kannt worden war und mit der Beijing 

offensichtlich besondere Pläne vorhat

te: Ist der Karmapa doch bereits meh

rere Male zusammen mit dem Pant

schen Lama in der Öffentlichkeit auf

getreten und sollte offensichtlich zu ei

ner Art Rivalen gegen den Dalai Lama 

im Ausland aufgebaut werden. Noch 

1994 war der 17. Karmapa von Jiang 

Zemin persönlich empfangen worden, 

und zwar am Nationalfeiertag, also am 

1. Oktober. Und nun diese peinliche 

Flucht - ausgerechnet zum Dalai La

ma!

Bezeichnenderweise war auch Gyalwa, 

der 16. Karmapa (und Vorgänger des 

jetzigen Mönchskönig), bereits aus Ti

bet geflohen und hatte sich im König

reich Sikkim niedergelassen, wo er im 

Kloster Rumtek eine Schar von rund 

200.000 Schülern um sich versammelt 

hatte - viele darunter aus Europa und 

den USA. Gyalwa war 1981 an Krebs 

in Chicago gestorben (SCMP, 8.1.00). 

Mittlerweile gibt es Schwierigkeiten 

mit einem vierten Mönchskönig, näm

lich mit dem erst zwei Jahre alten Re- 

ting Lama, der am 16. Januar 2000 

inthronisiert wurde, und zwar - wie

der einmal! - auf Betreiben der VR 

China. Der Knabe war von Mönchen 

des Reting-Klosters aus einer Schar 

von 670 Kandidaten ausgewählt wor

den, wobei die chinesische Regierung 

offensichtlich an allen Ecken und En

den Regie geführt hatte.

Die Inthronisierung des 7. Reting er

folgte im „tibetischen Vatikan“, näm

lich im Jokhang-Tempel in Lhasa.

Aus zwei Gründen konnten die Vertre

ter Beijings auch diesmal nicht glück

lich werden: Erstens nämlich war das 

Ereignis der Inthronisation überschat

tet von der Flucht des Karmapa La

ma und, zweitens, meldete der Dalai 

Lama von Dharamsala aus seinen Pro

test gegen die Ernennung des Zweijäh

rigen, der ganz gewiss nicht die wahre 

Wiedergeburt des 1997 verstorbenen 

6. Reting Lama sei. Traditionell müs

se die Auswahl des Reting Lama noch 

von einem weiteren geistlichen Führer, 

i.d.R. dem Dalai Lama, bestätigt wer

den.

Ob Beijing hofft, den zweijährigen Re

ting Lama nun zu einem wirklich „pa

triotischen“ Mönchskönig erziehen zu 

können?!

Unangenehmerweise ziehen Ausein

andersetzungen um die Lama-Frage 

fast regelmäßig außenpolitische Kon

sequenzen nach sich, vor allem in dem 

ohnehin schon mit Problemen überla

denen Verhältnis zu Indien.

Auch bei der Flucht des Karmapa 

stand Delhi wieder einmal vor der Fra

ge, ob es dem prominenten Asylanten 

Zuflucht gewähren sollte oder nicht: 

Sollte es m.a.W. an seiner traditionel

len Unterstützung für die tibetische 

Bevölkerung festhalten, oder sollte es 

mehr auf die Verbesserung seiner Be

ziehungen zu Beijing achten?

Am 12. Januar wies der Sprecher des 

chinesischen Außenministeriums, Zhu 

Bangzao, daraufhin, dass ein Asyl zu

gunsten des Karmapa von Beijing als 

Akt der Einmischung in die inneren 

Angelegenheiten der VRCh betrachtet 

werden könne (dazu SCMP, 13.1.00).

Am Ende setzte sich die seit der Auf

nahme des Dalai Lama eingeschlage

ne Tradition durch. Indien unterstütz

te hierbei auch die Verbringung des 

17-jährigen Mönchskönigs in ein an

deres und sichereres Kloster (SCMP, 

10.1.00).

Jedes Jahr verlassen rund 3.000 Tibe

ter ihre Heimat und fliehen nach In

dien: Auch sie erhalten in aller Regel 

Asyl.

Am 20. Januar gab Beijing dem geflo

henen Karmapa zu verstehen, dass es 

seine Rückkehr nach Tibet ohne Sank

tionen hinnehmen würde - ein Ange

bot, das wohl nie akzeptiert wird!

Es ist aber vor allem die indische 

Öffentlichkeit, die gegen die chinesi

sche Tibet-Politik eingestellt ist. Dies 

bekam nicht zuletzt Staatspräsident 

Jiang Zemin zu spüren, als er Anfang 

Dezember 1996 zu einem Staatsbe

such nach Delhi und nach Khathman- 

du kam, wo jeweils große antichinesi

sche Kundgebungen stattfanden (dazu 

C.a., 1997/1, S.24), -we-

8 Kalte Schulter für das paki

stanische Militärregime?

Am 12. Oktober 1999 hatte das pakis

tanische Militär unter Führung von 

General Musharraf in Islambad ge

putscht und die korrupte zivile Regie

rung von Nawaz Sharif abgesetzt.

Drei Monate später besuchte der 

Putschgeneral die VR China, wurde 

dort in allen Ehren empfangen und er

hielt von Seiten der chinesischen Füh

rung auch die Versicherung, dass Bei

jing den Umsturz in Pakistan als ei

ne innere Angelegenheit des Landes 

betrachte, in die Beijing sich nicht 

einmischen wolle. Vielmehr werde das 

Verhältnis nach normalen internatio

nalen Gepflogenheiten weitergeführt 

(Besuch 17./18.1., XNA, 22.1.00).

China verhielt sich also so, als wäre 

nichts geschehen.

Und doch hat sich das Verhältnis zu 

Pakistan in den letzten Monaten ab

gekühlt. Dies lässt sich allerdings we

niger aus den offiziellen Verlautbarun

gen entnehmen als vielmehr aus offi

ziellen Erklärungen, in denen heutzu

tage viele jener Hymnen ausgeklam

mert werden, die früher auf das bei

derseitige Freundschaftsverhältnis ge

sungen zu werden pflegten. So ist mitt

lerweile z.B. zwar von einer „umfassen

den Partnerschaft“, nicht aber mehr 

von Beijings „ältestem und zuverläs

sigstem Alliierten“ die Rede.

Musharraf wiederholte zwar die altbe

kannten Formeln vom „pakistanisch
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chinesischen Verhältnis als einem Eck

stein der pakistanischen Außenpoli

tik“ und von China als dem „ver

trauensvollsten und engsten Freund“ 

(XNA, 14.1.00).

Außenamtssprecher Zhu Bangzao wies 

in seiner Pressekonferenz vom 20. Ja

nuar darauf hin, dass aus chinesi

scher Sicht vor allem der indisch

pakistanische Rüstungswettlauf Sor

ge bereite. Wörtlich: „China hofft 

aufrichtig, dass Indien und Paki

stan die Resolution 1172 des UNO- 

Sicherheitsrats wirksam durchführen, 

um so zu verhüten, dass das Wettrü

sten weiter eskaliert [...] Wir hoffen, 

dass die beiden südasiatischen Nach

barn in der Lage sind, ihre Streitigkei

ten durch Konsultationen friedlich zu 

lösen“ (XNA, 19.1.00). Hier zeigte es 

sich also erneut: Das seit den indisch

pakistanischen Nukleartests im Mai 

1998 ausgelöste Misstrauen. Man weiß 

in Beijing, dass das besondere Wett

rüsten, das vorher auch schon zu ei

nem Wettlauf beim Raketenbau ge

führt hatte, in dem Maße weiter

geht, in dem die allgemeine indisch

pakistanische Feindschaft sich weiter 

zuspitzt. Bekanntlich hatte es hier 

in den vorausgegangenen Wochen er

neut Auseinandersetzungen um Kash- 

mir und um die Entführung eines in

dischen Flugzeugs durch pakistanische 

Separatisten gegeben.

Bezeichnenderweise hat sich die VR 

China beim Besuch Musharrafs nicht 

bewegen lassen, noch stärker für Pa

kistan in der Kashmir-Frage Stellung 

zu nehmen. Der Pressesprecher hatte 

lediglich die Hoffnung zum Ausdruck 

gebracht, dass der Streit um Kash- 

mir zwischen beiden Seiten möglichst 

schnell gelöst werde (XNA, 19.1.00). 

-we-

9 Das „Nanjing-Massaker“ 

sorgt erneut für Sand im 

chinesisch-japanischen Ge

triebe: Besuch Li Ruihuans

Am 24. Oktober fand im Friedens

zentrum von Osaka unter dem The

ma „Die größte Lüge des 20. Jahr

hunderts“ die Dokumentation des 

„Nanjing-Massakers“ statt, gegen das 

vorher bereits chinesische und inner

japanische Proteste eingelegt worden 

waren.

Kaum ein Historiker in Japan, der 

das Massaker von Nanjing als solches 

leugnete. Meist geht es um die Zahl 

der Opfer, die zwischen 30.000 und 

300.000 angegeben wird. Das Tokyo- 

ter Kriegsverbrecher-Tribunal war am 

Ende des Zweiten Weltkriegs auf eine 

Zahl von 140.000 Todesopfern gekom

men.

Schon im Vorfeld des Seminars hatte 

es aus der VR China Proteste geha

gelt. Der Mord an der Nanjinger Be

völkerung könne einfach nicht geleug

net werden. Seien den damaligen My

then der japanischen Soldateska doch 

300.000 chinesische Zivilisten und un

bewaffnete Soldaten zum Opfer gefal

len (XNA, 24.1.00).

Am 23. Januar hatte es vor dem Frie

densmuseum in Osaka einen Umzug 

von 200 Mitgliedern japanischer rech

ter Gruppen gegeben, die noch ein 

Stück weiter gegangen waren als die 

Konferenz und die das Massaker von 

1937 a priori als Lüge bezeichnet hat

ten (ebd.).

Die Veranstaltung in Osaka hatte auch 

dadurch nicht verhindert werden kön

nen, dass die Nr. 4 in der chinesischen 

Führung, Li Ruihuan, bei seinem Be

such vom 8.-18. Dezember in Japan 

mehrere Male vor der Veranstaltung 

gewarnt hatte.

Beim Besuch Lis waren zwei große 

Fragen im Vordergrund gestanden, 

nämlich der beiderseitige Handel und 

der Fischereistreit.

Was den Handel anbelangt, so ist Ja

pan Chinas wichtigster Handelspart

ner seit sechs Jahren, während Chi

na in der Zwischenzeit zum zweitwich

tigsten Partner Japans aufgerückt ist 

(XNA, 11.12.99). Das 21. Jahrhundert 

biete hier beste Aussichten, hieß es 

von beiden Seiten.

Beim Fischereistreit geht es um Fisch

fangrechte in Zonen, wo sich die bei

derseitigen 200 Seemeilen-Zonen über

kreuzen. Um den hier entstandenen 

Streit herunterzufahren, hatten bei

de Seiten bereits 1997 einen Fische

reivertrag geschlossen, der allerdings 

noch näherer Ausführungsbestimmun

gen bedarf. Beide Seiten waren sich 

darin einig, dass die Konsultationen 

hier beschleunigt weitergeführt wer

den sollen {Kyoto, in SWB, 13.12.99). 

-we-

10 Russland und China: ge

meinsames Raketenabwehr

system?

Vom 16. bis 18. Januar besuchte 

der chinesische Verteidigungsminister 

(und Stellvertretende Vorsitzende des 

ZK-Militärausschusses) Chi Haotian 

Russland, und zwar anlässlich einer 

Vier-Länderreise, die ihn zuerst nach 

Großbritannien geführt hatte und die 

anschließend nach Südkorea und die 

Mongolei weiterging (XNA, 18.1.00).

Hauptgesprächspartner war der russi

sche Verteidigungsminister Igor Ser- 

geyew. Beiden Seiten äußerten sich be

sorgt über amerikanische Pläne, einen 

Raketenabwehrschild aufzustellen und 

auch Länder wie Japan sowie Taiwan 

für den Beitritt zu diesem System zu 

gewinnen. Hierbei handele es sich um 

eine „ernsthafte Einmischung in innere 

Angelegenheiten Chinas“, betonte Chi 

Haotian (XNA, 19.1.00).

Sollten die Amerikaner wirklich ver

suchen, den 1972 unterzeichneten 

ABM-(Anti-Ballistic Missile)-Vertrag 

zu verlassen, so wäre dies eine über

aus ernsthafte Bedrohung des inter

nationalen Friedens, in dessen Gefol

ge Länder wie Russland und Chi

na über angemessene Reaktionen 

nachzudenken hätten. Die amerikani

schen Pläne seien nicht zuletzt des

halb so gefährlich, weil die Plä

ne zur Errichtung eines Raketen

abwehrschilds mit dem Entwurf ei

ner neuen NATO-Strategie einhergin

gen, d.h. einem Konzept der weltwei

ten Intervention im Falle sogenannter 

„Menschenrechts“-Verletzungen.

Ob beide Seiten ebenfalls daran den

ken könnten, ein gemeinsames Rake

tenabwehrsystem zu errichten, wur

de nicht ausdrücklich betont, erscheint 

aber eher unwahrscheinlich, und zwar 

erstens wegen technischer Schwierig

keiten und, zweitens, weil beide Seiten 

ja wohl kaum vergessen haben, dass 

sie noch vor wenigen Jahren einan

der überaus feindselig gegenüber ge

standen haben und weil sie sich an 

sämtlichen Fingern einer Hand aus

rechnen können, dass die gegenwärti

ge „strategische kooperative Partner

schaft“ (zhanlüe xiezuo huoban guan- 

xi) nicht ewig andauert.

Immerhin aber wollen beide Seiten, 

wie während der drei Besuchstage 

mehrfach hervorgehoben, auf militäri
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schem Gebiet noch enger Zusammen

arbeiten als bisher.

Auch im Zivilbereich soll die Koope

ration verstärkt werden, und zwar bei 

der gemeinsamen Herstellung von Zi

vilflugzeugen sowie beim Energiema

schinenbau (XNA, 20.1.00)

Beide Seiten wollen auch beim Bau 

von Jagdflugzeugen, U-Booten und 

Fregatten kooperieren. Überdies hat 

die VBA bisher schon eine Reihe rus

sischer Lizenzen erhalten, so z.B. für 

den Bau von Kalaschnikow-MPs und 

zur Montage von 200 modernen SU27- 

SK-Jagdbombern (in der Industrie

stadt Shenyang). Außerdem erhält die 

VBA in Kürze zwei russische Minenle

ger sowie Schiffe und Antischiffsrake

ten vom Typ „Moskito“.

In russischen Militärschulen sollen 

überdies mehr VBA-Angehörige aus

gebildet werden.

Chi Haotian traf auch mit dem Prä

sidentschaftskandidaten Putin zusam

men. Dabei bedauerte er, dass Jelzin 

zurückgetreten sei, und versicherte, 

dass China die Tschetschenien-Frage 

als eine ausschließlich innere Ange

legenheit Russlands betrachte (FBIS 

CHI, 19.1.00). -we-

Innenpolitik

11 Neues Weißbuch über Men

schenrechtssituation in Chi

na - Signal einer verminder

ten internationalen Dialog

bereitschaft Beijings?

Mitte Februar veröffentlichte das In

formationsbüro des Staatsrats ein wei

teres Weißbuch über die Menschen

rechtssituation mit dem Titel Fünf

zig Jahre Fortschritte der Menschen

rechtsverhältnisse in China (RMRB, 

18.2.00, vollständige englische Über

setzung in XNA, 18.2.00). Die jüng

ste Publikation steht in einer Rei

he von Weißbüchern zu allgemeinen 

und spezifischen Menschenrechtsfra

gen, die der Staatsrat seit 1991 in 

Reaktion auf Vorwürfe internationa

ler Menschenrechtsorganisationen und 

westlicher Regierungen herausgegeben 

hat. Zuletzt war im September 1999 

ein Weißbuch über die Minderheiten

politik der VR China erschienen (C.a., 

1999/9, Ü 12).

Das Weißbuch gliedert sich in sechs 

Teile und folgt der altbekannten Ar

gumentationslogik der stetigen Ent

wicklung des Landes durch die par

teistaatliche Führung. Im ersten Ka

pitel „Ein historischer Wendepunkt 

im Fortschritt der Menschenrechte 

Chinas“ werden die Errungenschaften 

der Befreiung der chinesischen Bevöl

kerung aus Unterdrückung und Armut 

und des sozialistischen Aufbaus ein

schließlich der Einsetzung eines volks

demokratischen politischen Systems 

gewürdigt. Das zweite Kapitel stellt 

die Verbesserungen im Bereich des 

„Rechts auf Leben“ (shengcunquari) 

und des „Rechts auf Entwicklung“ 

(jazhanquari) sowie der wirtschaftli

chen, sozialen und kulturellen Rech

te heraus. Wie durch umfassendes Da

tenmaterial untermauert wird, sei das 

Problem der Armut weitgehend besei

tigt, seien die Grundbedürfnisse der 

Bevölkerung nach Nahrung, Kleidung, 

Wohnung, sozialer Sicherung und Bil

dung gedeckt und sei ein stetig stei

gender Lebensstandard zu verzeich

nen.

Auch im Bereich der bürgerlichen und 

politischen Rechte, die Gegenstand 

des dritten Kapitels sind, gebe es spür

bare Fortschritte. Die politische Parti

zipation der Bürger sei durch das all

gemeine aktive und passive Wahlrecht 

sichergestellt; besondere Erwähnung 

findet das System dörflicher Wahlen, 

das in den vergangenen Jahren schritt

weise liberalisiert worden sei. Betont 

wird ein weiteres Mal der Schutz 

der in der Verfassung garantierten 

Meinungs-, Presse-, Versammlungs-, 

Demonstrations- und anderer persön

licher Freiheiten sowie der religiösen 

Glaubensfreiheit und des Rechts auf 

Ausübung „normaler religiöser Akti

vitäten“. Fortschritte bei der Einfüh

rung eines rechtsstaatlichen Systems 

werden insbesondere im Justizwesen 

herausgestellt. Das vierte Kapitel wid

met sich gesondert den Rechten von 

Frauen und Kindern und das fünfte 

den spezifischen Rechten der ethni

schen Minderheiten, wobei die Situa

tion in Xinjiang und Tibet besondere 

Erwähnung findet.

Im abschließenden Kapitel über die 

Aussichten der Menschenrechtssitua

tion im kommenden Jahrhundert wird 

zusammenfassend betont, dass die 

VR China als „Entwicklungsland des 

Ostens“ im Menschenrechtsbereich, 

der nach wie vor verbesserungsfähig 

sei, andere Prioritäten zu setzen habe 

als die entwickelten Industrienationen 

des Westens. Insbesondere wurde noch 

einmal herausgestellt, dass die „Rechte 

auf Leben und Entwicklung“ vorran

gig vor den politischen und bürgerli

chen Rechten gefördert werden müs

sten und eine schlichte Kopie westli

cher Menschenrechtsvorstellungen der 

Situation des Landes nicht angemes

sen sei (RMRB, XNA, 18.2.00).

Ein Vergleich mit den beiden in den 

Jahren 1991 und 1996 vom Staats

rat publizierten Weißbüchern zur all

gemeinen Menschenrechtssituation in 

China macht deutlich, dass die Argu

mentation sich seither kaum weiter

entwickelt hat. Bereits 1991 war der 

Begriff des „Rechts auf Leben“ geprägt 

worden, um das westliche, auf poli

tischen und bürgerlichen Rechten fo

kussierende Menschenrechtsverständ

nis zu relativieren (C.a., 1991/11, Ü 

8). Im Weißbuch von 1996 wurde 

daran anschließend der Begriff des 

„Rechts auf Leben und Entwicklung 

des Volkes“ formuliert, um mit Hin

weis auf den Entwicklungslandstatus 

Chinas einen „Sonderweg“ des Schut

zes der Menschenrechte zu begründen 

(„Fortschritte der Menschenrechtsver

hältnisse in China“, hg. vom Presse

amt des Staatsrats der Volksrepublik 

China, vollständige deutsche Überset

zung in: Beijing Rundschau, Sonder

ausgabe Januar 1996, S.4-28). Das 

jüngst vorgelegte Weißbuch geht über 

diesen konzeptuellen Stand nicht hin

aus, sondern wiederholt im Wesentli

chen nur die früheren Argumente und 

Darstellungen.

Inhaltlich lässt der Vergleich eine ge

wisse Verschiebung der Prioritäten er

kennen: So war im Weißbuch von 1996 

den Fortschritten im Rechtswesen ein 

eigenes Kapitel an vorderer Stelle ge

widmet, während dieser Bereich im 

neuen Weißbuch unter die bürgerli

chen und politischen Rechte subsu

miert und relativ knapp abgehandelt 

wird. Ein relativ größeres Gewicht er

hält demgegenüber der Bereich der 

Rechte von Frauen und Kindern sowie 

der Rechte ethnischer Minderheiten.




